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Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen,

als ein wesentlicher Teil des Koalitions-
vertrages vom 12. März 2018 hat die 
Bundesregierung eine Modernisierung 
der Besoldungsstrukturen beschlossen.

Aus Sicht des Verbandes der Beamten der 
Bundeswehr e.V. (VBB) wie auch des dbb 
beamtenbund und tarifunion ein Vorha-
ben, das längst überfällig ist. 

In der Vergangenheit hat der VBB stets 
auf den unseres Erachtens bestehenden 
eingeschränkten Wahrnehmungshori-
zont der Politik in Bezug auf Regelungs-
defizite und Ungleichgewichte in der 
Behandlung von Soldaten und Beamten 
hingewiesen. 

Erkennbar wurden diese Missstände 
spätestens seit der Reform der Bundes-
wehr unter den Verteidigungsministern 
zu Guttenberg und de Maizière. Gerade 
bei Letzterem sind uns allen noch die 
Schlagworte vom „Bundeswehrgemein-
samen Ansatz“ und dem Slogan „Eine 
Bundeswehr, ein Personalkörper“ negativ 
in Erinnerung. 

Über Jahre hinweg dienten die Beschäf-
tigten des öffentlichen Dienstes als Bau-
ernopfer einer verfehlten Haushaltspoli-
tik, wurden pauschal Dienstposten und 
Stellen eingespart. Durch diese Stellen-
kürzungen sollten die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes zur Konsolidierung 
des Bundeshaushaltes beitragen. Mah-
nende Hinweise auf den demografischen 
Wandel, die anstehenden massiven 
Altersabgänge verpufften ungehört. 
Mittlerweile steht nicht nur das Verteidi-
gungsressort, sondern der gesamte öf-
fentliche Dienst mit dem Rücken an der 
Wand. Bezogen auf das BMVg sind bis 
zum Jahr 2030 an die 40 Prozent an 
altersbedingten Personalabgänge zu 
erwarten. Allein mit der Anhebung der 
Einstellungsquoten ist diese Misere nicht 
zu beheben. Doch schon heute fehlen im 
Bereich des gehobenen technischen 
Dienstes qualifizierte Kolleginnen und 
Kollegen. Will die Bundeswehr nicht noch 
weiter ins „Hintertreffen“ geraten, ist ein 
Paradigmenwechsel von Struktur und Be-
zahlung unausweichlich. Auch aus den 
gemachten, negativen Erfahrungen her-
aus ist die gedankliche Umkehr, die aus 
den Vorgaben des Koalitionsvertrages, 
wie auch aus den Handlungsempfehlun-
gen des Berichtes des Bundesministeri-
ums der Verteidigung (BMVg) an den Ver-
teidigungsausschuss abzuleiten sind, ein 
zwar viel zu später aber notwendiger 
Schritt in die richtige Richtung. Es gilt im 
Gesetzesvorhaben der Tatsache Rech-
nung zu tragen, dass die Bundeswehr 
unbestritten einer der größten öffentli-
chen Arbeitergeber der Bundesrepublik 
Deutschland ist. Daraus ergibt sich nach 
unserer festen Überzeugung mit diesem 
Gesetzesvorhaben die einmalige Chance, 
durch moderne, nachhaltige und demo-
grafiefeste Regelungen die notwendigen 
sozialen und rechtlichen Rahmenbedin-
gungen für attraktive Arbeitsplätze zu 
setzen, beispielsweise durch:

Weitere Informationen zum 
VBB finden Sie auch online.

Besuchen Sie uns unter:

www.vbb-bund.de
www.facebook.com/vbb.bund
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• �Anpassung von Stellen
zulagen,

• �Weiterentwicklung finan
zieller Anreize für die Perso-
nalgewinnung und Personal-
bindung,

• �Honorierung besonderer Ein-
satzbereitschaft

Lassen Sie mich darüber hinaus 
einige weitere Forderungen 
unseres VBB im laufenden Ver-
fahren aufzeigen.

1. �Es ist aufgrund des Fehls im 
Bereich des gehobenen tech-
nischen Dienstes zwingend 
erforderlich, eine Funktions-
zulage für den technischen 
Dienst zu schaffen, die auch 
die gestiegenen Anforderun-
gen an die Techniker im Be-
reich des BMVg berücksich-
tigt.

2. �Soldaten, die in einer Füh-
rungs- oder Ausbildungs-
funktion überwiegend im 
Außendienst eingesetzt 
sind, erhalten eine Er-
schwerniszulage, die die 
damit verbundenen Er-

schwernisse und Aufwen-
dungen abgilt. Da zuneh-
mend auch Beamtinnen 
und Beamte in solchen 
Funktionen eingesetzt 
sind, zum Beispiel als Fahr-
lehrer oder Beamter der 
Bundeswehrfeuerwehr, ist 
eine Beschränkung aus-
schließlich auf Soldaten 
nicht mehr haltbar.

3. �In vielen Gesprächen mit be-
troffenen Kollegen der Bun-
deswehrfeuerwehr wurde 
der VBB darauf hingewiesen, 
dass die Personalgewinnung 
für den Lehrbetrieb an den 
Ausbildungseinrichtungen 
sich zunehmend schwieriger 
gestaltet. Zurückzuführen 
sei dieses auf den Wegfall 
der Feuerwehrzulage bei ei-
nem Wechsel aus dem ope-
rativen Betrieb in eine Aus-
bildungseinrichtung. Aus 
diesem Grund tritt der VBB 
nachhaltig für den Einbezug 
von Feuerwehrbeamten im 
Lehrbetrieb in die Stellenzu-
lage für Brandschutzperso-
nal ein.

4. �Stellenzulagen werden wie 
Amtszulagen bei herausge-
hobenen Funktionen ge-
währt, sind jedoch weder 
ruhegehaltsfähig noch 
werden sie bei den linearen 
Besoldungsanpassungen 
berücksichtigt. Das hat im 
Laufe der Jahre zu einer 
nicht gerechtfertigten Ent-
wertung geführt. Deshalb 
fordert der VBB einen 
Gleichklang mit der Ent-
wicklung des Grundge
haltes.

5. �Aufgrund der Rechtspre-
chung des Bundesverwal-
tungsgerichts zur Zulage in 
Vertretungsfällen war die 
bestehende Regelung nur 
noch zeitaufwendig umsetz-
bar. Statt die Regelung nach-
zubessern, wurde sie vom 
Gesetzgeber gleich ganz ge-
strichen. Dadurch können 
längere Vertretungen in hö-
herwertigen Ämtern nicht 
mehr finanziell abgegolten 
werden. Deshalb fordert der 
VBB eine praktikable Nach-
folgeregelung.

Diese Aufzählung ist bewusst 
nicht abschließend, sie ist nur 
ein Auszug aus einem umfas-
senden Forderungskatalog 
des VBB für die laufende Le-
gislaturperiode. Er soll aber 
schlaglichtartig aufzeigen, 
dass Gewinnung und Bin-
dung von qualifiziertem und 
leistungsbereitem Personal 
nur dann gelingen kann, wenn 
sich ausreichend Karriere-
chancen bieten. Dazu gehö-
ren neben der Durchlässigkeit 
der Laufbahnen, neben einer 
attraktiven Dienstposten-
struktur eben aber auch eine 
attraktive, funktionsgerechte 
Besoldung, die den gestiege-
nen Anforderungen an die 
Beamtinnen und Beamten 
und dem Leistungsprinzip in 
allen Facetten Rechnung 
trägt.

Ihr

Wolfram Kamm

1. Aktueller Bericht des Wehrbeauftragten 
– „Bürokratiemonster Bundeswehr“?
Der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundes
tages hat eine herausgehobene, unabhängige 
Rolle als der Anwalt der Soldatinnen und Solda-
ten. Jeder aus der Truppe, ob freiwillig Wehr-
dienstleistender oder hoher Offizier, kann  
sich ohne Einhaltung des Dienstweges mit 
Beschwerden, Vorschlägen und anderen  
Anliegen direkt an ihn wenden.
Über diese Eingaben legt der 
Wehrbeauftragte einmal im 
Jahr dem Deutschen Bundes-
tag einen Bericht vor. Miss-
stände und Mängel in der Trup-
pe sollen so offengelegt und 
ein umfassendes Bild vom in-
neren Zustand der Bundes-
wehr gezeichnet werden. Der 
Jahresbericht wird nach seiner 
Veröffentlichung im Deutschen 

Bundestag debattiert. Außer-
dem nimmt das Verteidigungs-
ministerium schriftlich Stel-
lung dazu.

Am Dienstag, den 29. Januar 
2019, war es wieder soweit – 
der Wehrbeauftragte des 
Deutschen Bundestages, Dr. 
Hans-Peter Bartels hat seinen 
126 Seiten starken Wehrbe-

richt für das Jahr 2018 an Bun-
destagspräsident Dr. Wolfgang 
Schäuble übergeben. Darin 
wird die Personallage der Bun-
deswehr weiterhin als ange-
spannt, die materielle Lage 
nach wie vor als mangelhaft 
beschrieben. Schwerpunktthe-
ma ist diesmal das Verwal-
tungsmanagement – in den 
Augen vieler Soldaten: das „Bü-
rokratiemonster Bundeswehr“.

Aber was ist wirklich dran an 
diesem „Monster“ und wie und 
warum konnte es entstehen – 
die Frage muss erlaubt sein. 
Gerade in den Ausführungen 
zur Vorstellung des Jahresbe-
richtes sind Formulierungen 
enthalten, die an der Seriösität 
des Verfassers zweifeln lassen. 

Wenn mit operettenhaftiger 
Leichtigkeit gefragt wird, wie-
so der Bundeswehrbetrieb kei-
ne preisgünstige und gute Ver-
pflegung sowie entsprechende 
Unterkünfte bereitstellen kön-
ne, wo doch das Studierenden-
werk Berlin das doch alles kön-
ne, dann kann man das Gesagte 
nicht wahrhaft ernst nehmen, 
sondern muss es als Humores-
ke einordnen. Aber ernsthaft.

<< „Wir verwalten uns  
zu Tode.“

… so die Antwort der Soldatin-
nen und Soldaten beim Projekt 
„Innere Führung heute“ aus 
dem Jahre 2017. Aber es war 
doch selber so gewollt. Weg 
von der Fläche, rein in die Spar-
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tenorganisation – etwas, was 
der Verband der Beamten der 
Bundeswehr e.V. (VBB) immer 
als großen Fehler angesehen 
hat. Damals wollte keiner auf 
uns hören – heute wird es ver-
teufelt. Eine klare Aufteilung 
zwischen Verwaltung und 
Streitkräften, wie sie im 
Grundgesetz verankert ist, 
dennoch Hand in Hand arbei-
tend und zwar vor Ort, quasi 
am Mann oder der Frau, also 
dort, wo es benötigt wurde. 
Aber die Führung, die Politik 
wusste es besser. Ergebnis? 
Das nunmehr erwähnte „Laby-
rinth verzweigter Zuständig-
keiten. Ergebnisverantwor-
tung, Prozessverantwortung, 
Führungsverantwortung, Res-
sourcenverantwortung, Perso-
nalverantwortung – das alles 
ist verteilt auf die wachsende 
Zahl autonomer Stämme der 
Bundeswehr. Im Fachjargon 
heißen sie „Organisationsbe-
reiche“. Weitere Problematik 
an dieser Stelle: Immer mehr 
Soldaten sitzen auf reinen Ver-
waltungsdienstposten und 
fehlen an anderer Stelle. Der 
VBB fordert schon seit Jahren, 
dass die Soldatinnen und Sol-
daten zu ihren originären Auf-
gaben zurückgeführt werden 
sollen – nicht umsonst gibt es 
die Ausbildung in der Verwal-
tung und die spezielle militäri-
sche Ausbildung! Unsere Kolle-
ginnen und Kollegen haben 
sich bewusst für die Verwal-
tungslaufbahn und nicht den 
Dienst an der Waffe entschie-
den, weil ihnen Verwaltung 
Spaß macht und sie dies gerne 
machen und sie sind dafür aus-
gebildet! Umgekehrt übrigens 
auch: Warum entscheidet man 
sich für den Soldatenberuf? 
Wenn an den besagten Stellen 
aber vom Grundsatz her „fach-
fremde“ Personen sitzen, dann 
kann schon einmal ein Büro-
kratiemonster entstehen, sei 
es um eine Aufgabe überhaupt 
bewältigt zu bekommen, weil 
man sich absichern will, oder 
weil man es nicht besser weiß.

Und durch die Rückführung der 
Soldatinnen und Soldaten wür-
de sogleich auch ein weiterer 

Synergieeffekt ausgelöst – der 
Personalnotstand bei den Streit-
kräften würde abgemildert …

<< Betrachten wir als 
nächstes einmal die 
Materialbeschaffung

Wieder einmal wird plakativ 
die Beschleunigung der Be-
schaffung gefordert, also die 
Flucht ins Abstrakte. In der Be-
schaffung werden gezwunge-
nermaßen externe und interne 
Vorgaben umgesetzt, wahrlich 
eine Unmenge von Gesetzen 
und Vorschriften. Leider ist die 
Bundeswehrplanung seit vie-
len Jahren nicht in der Lage, die 
Realität planerisch umzuset-
zen. Gerne hält man an zu opti-
mistischen Planungen fest und 
ist immer wieder erstaunt, 
wenn es wie üblich anders 
kommt. Wer genau hinschaut, 
stellt schnell fest, dass das Jahr 
2018 höchst erfolgreich für die 
Beschaffung verlief. Leider ist 
die heruntergesparte Logistik 
noch nicht in der Lage, die Am-
bitionen der militärischen Füh-
rung zu erfüllen. Spezielle Er-
satzteile oder Munition 
müssen nun mal in entspre-
chenden Reichweiten gelagert 
werden, oder man muss das 
planerisch berücksichtigen. Die 
Verantwortung immer auf die 
Beschaffung zu schieben löst 
nicht das ursächliche Problem.

Der Wehrbeauftragte verlangt 
hier keine weiteren Analysen 
oder Kommissionen mehr, son-
dern Strukturentscheidungen. 
„Die Zentralisierung der Nut-
zungsverantwortung für das 
Wehrmaterial aller Teilstreit-
kräfte beim BAAINBw in Kob-
lenz war ein Fehler. Das Amt ist 
bekanntermaßen überlastet. 
Nicht beim Beschaffer, sondern 
beim Nutzer sollte die Pflege 
der Einsatzbereitschaft liegen. 
Das spart Zeit, Geld und Ner-
ven.“

Was die Analysen und Kom-
missionen angeht, so teilt der 
VBB diese Auffassung, denn 
wir wissen doch eigentlich, wo-
ran es liegt! Und wir wissen 
auch, dass eine erneute Umor-
ganisation die Probleme nicht 
löst, da sie anderweitig und 
eben nicht in der Organisati-
onsform angelegt sind. Die ei-
gentlichen Ursachen werden 
mehr oder weniger elegant 
umschifft, aber nicht aus dem 
Weg geräumt. So sieht Verant-
wortungskultur in Zeiten der 
Überorganisation aus! Als Pro-
blemfelder haben der VBB-
Bundesvorstand in seiner 
Herbstsitzung unter anderem 
ein ausuferndes Vergaberecht 
und ein „schädlicher Umorga-
nisationszirkus mit Kapazitäts-
bindungseffekten“ beklagt. Zu 
diesem Zitat auf Seite 14 des 

Wehrberichts stehen wir auch 
heute noch, dennoch wird dies 
nach wie vor nicht im notwen-
digen Maß betrachtet. Es ma-
chen sich vielmehr auch hier 
„fremde“ Köpfe Gedanken um 
die Zukunft der Materialbe-
schaffung. Deren Interesse 
liegt darin, ein möglichst nega-
tives Bild zu vermitteln, um 
möglichst hohen Beratungsbe-
darf zu generieren. Der VBB ist 
der Meinung den eingeschlage-
nen Weg weiter zu beschreiten 
und maximal möglich zu be-
schaffen. Änderungen müssen 
nachweislich Verbesserungen 
sein und sich dem Ziel Optima-
le Beschaffung unterordnen. 
Viele kleine Schritte führen 
zum Ziel, nicht der verzweifel-
te Sprung ins Ungewisse.

<< Wie sieht es mit der 
Materialbevorratung 
aus?

„Auch die Ersatzteillage hat 
sich nicht verbessert, und viel 
zu lange Wartezeiten bei In-
dustrieinstandsetzungen sind 
mittlerweile die Regel. Eine 
Rückkehr zur umfassenden Er-
satzteilbevorratung und maß-
volles Insourcing, um künftig 
weniger auf die ökonomische 
Rationalität privatwirtschaftli-
cher Firmen angewiesen zu 
sein, könnten die Lage verbes-
sern.

©
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<< Der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages, Dr. Hans-Peter Bartels (sitzend links), übergibt im Beisein 
einiger Mitglieder des Verteidigungsausschusses des Bundestages den Jahresbericht 2018 an Bundestagspräsi-
dent Dr. Wolfgang Schäuble, CDU/CSU.
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Aber auch hier ist man doch 
schon weiter – jüngst hat der 
Generalinspekteur der Bun-
deswehr beschlossen, das lo-
gistische System der Bundes-
wehr zu stärken, damit in 
Zukunft mehr Munition und 
Material bevorratet werden 
kann. Dazu werden die orts-
festen Lagerkapazitäten er-
höht – siehe unter anderem 
den Tagesbefehl dazu vom 
15. Januar 2019. Acht Lager
einrichtungen werden reakti-
viert; dazu werden nach heu-
tigen Berechnungen 
zusätzlich rund 600 überwie-
gend zivile Dienstposten ein-
gerichtet und geschätzt 200 
Millionen Euro investiert.

<< Persönliche Ausrüs-
tungsgegenstände

„Selbst von Basics wie per-
sönlichen Ausrüstungsgegen-
ständen (Schutzwesten, Stie-
fel, Bekleidung, moderne 
Helme, Nachtsichtgeräte) ist 
immer noch viel zu wenig da, 
um jede Soldatin und jeden 
Soldaten gleichermaßen zu 
versorgen.“

Eine Problematik, von denen 
auch unsere Kolleginnen und 
Kollegen bei der Bundes-
wehrfeuerwehr ein Lied sin-
gen können. Die Bundes-
wehrfeuerwehr bekommt 
Ausrüstung, auf die der Her-
steller keine Gewährleistung 
mehr gibt, für die Bundes-
wehr reicht es dennoch, 
wenn denn dann vorhanden.

Aber auch hier dachte man ja, 
dass mit einer Privatisierung 
alles besser wird. Weit ge-
fehlt. Die Kleiderkammern, 
die einmal seitens der Ver-
waltung betrieben wurden, 
wurden fremdvergeben und 
das Ende des Liedes kennen 
wir alle – Private haben nun 
einmal das Ziel der Gewinn
erzielung/-maximierung – im 
Gegensatz zur eigentlichen 
Zielsetzung der Bundeswehr, 
die Soldatinnen und Solda-
ten, die Kolleginnen und Kol-
legen angemessen auszustat-
ten. Und so kam es, wie es 

kommen musste – das Ganze 
ist wieder in eigener Hand, 
nachdem man sich umgangs-
sprachlich verzockt hat … 
aber es funktioniert dennoch 
nicht angemessen. Man sollte 
sich fragen, was hat man da-
mals – als es lief – besser/an-
ders gemacht? Es ist ein Trau-
erspiel, vor allem zulasten 
unserer Soldatinnen und Sol-
daten.

<< Das nächste Thema 
„Bauen“

Auch hier hat die zivile Seite 
zu kämpfen – nehmen wir 
einmal die Hochschule in 
Mannheim. Die Studierenden 
sind nun schon das wievielte 
Jahr in Folge anderweitig un-
tergebracht? Campusleben 
findet nicht mehr statt, da 
alle verstreut und verteilt 
sind. Wie soll sich in so einem 
Umfeld die Identifikation mit 
der Bundeswehr und Ge-
meinschaftssinn entwickeln?

In Zeiten von Vollbeschäfti-
gung können sich auch die 
Handwerker und Bauunter-
nehmen die Kunden aussu-
chen und bei der Trägheit der 
Verwaltung im Allgemeinen 
ist es nur verständlich, wenn 
diese andere Bauvorhaben 
vorziehen. Hinzu kommt die 
Mittelplanung und der Mit-
telabfluss – Bevorratung geht 
nicht, genauso wenig wie Ab-
weichungen von der Aus-
schreibung – da wird schnell 
schon mal das Ganze aufge-
hoben und neu ausgeschrie-
ben, nur weil das Projekt 
dann doch Summe X teurer 
wird als zunächst veran-
schlagt. Und selbst wenn hier 
dann die Summe der Mehr-
kosten dennoch geringer ist, 
als tatsächlich entstehende 
Kosten wegen der weiteren 
alternativen Unterbringung, 
so hilft alles nichts, weil man 
sich eben an Recht und Ge-
setz halten muss!

Ähnliche Probleme haben wir 
unter anderem auch wieder 
bei der Bundeswehrfeuer-
wehr … auch hier stockt die 

Infrastruktur und neu errich-
tete Gebäude sind heute 
schon wieder zu klein, da 
beim Bau immer nur von der 
tatsächlichen Ist-Zahl ausge-
gangen werden darf.

Ein Grund von Verzögerungen 
bei Bauvorhaben ist aber 
auch, dass die derzeitige Lage 
in der Bauwirtschaft sowie 
deren Auslastung dazu führt, 
dass vielfach keine Angebote 
eingehen. Darüber hinaus war 
es über Jahre hinweg und bei 
allen Gebietskörperschaften 
Mode, den öffentlichen Dienst 
faktisch kaputt zu sparen mit 
der Folge, dass auf allen Ebe-
nen qualifiziertes Personal 
fehlt und aufgegebene Struk-
turen wieder aufgebaut wer-
den müssen. Insoweit ist es 
auch nicht zielführend, wenn 
der Wehrbeauftragte einen 
sogenannten „Kümmerer“  
auf der Ebene des Kasernen-
kommandant gefordert wird. 
Er verkennt dabei, dass hier-
mit eine weitere Beteiligungs-
ebene geschaffen wird, die 
zusätzlich und neben den 
Bundeswehrdienstleistungs-
zentren auf Ortsebene, die 
Kompetenzzentren der Bun-
deswehrverwaltung sowie  
die Bauverwaltungen der Län-
der tritt. Es wäre zu befürch-
ten, dass diese als Vertreter 
der Bedarfsträger eines der 
Hauptprobleme der Dauer  
von Baumaßnahmen, nämlich 
nachträgliche Änderungen am 
bereits anerkannten und ge-
nehmigten Bedarf vornehmen 
würden und sich somit die Si-
tuation weiter verschärfen 
würde.

Und Fakt ist auch, dass der 
Bund selbst nicht bauen kann, 
sondern dieses in die Kompe-
tenz der Länder und deren 
Landesbauverwaltungen ge-
legt worden ist. Wollte man 
die beklagte Situation zu vie-
ler staatlicher Stellen ändern, 
müsste sich die Politik auf die 
Suche nach einer parlamenta-
rischen Mehrheit begeben, 
um mittels eines Bundesge-
setzes eine Bundesbauver-
waltung zu etablieren.

<< Der Wehrbeauftragte 
schlägt vor, von ande-
ren zu lernen

Sofern Herr Dr. Bartels das 
Benchmarking ins Spiel 
bringt, so begrüßt der VBB 
dies, jedoch geben wir an die-
ser Stelle eines zu bedenken: 
Benchmarking bezeichnet die 
vergleichende Analyse von 
Ergebnissen oder Prozessen 
mit einem festgelegten Be-
zugswert oder Bezugspro-
zess, d. h., die Rahmenbedin-
gungen müssen identisch 
sein – bitte hier nicht schon 
wieder Äpfel mit Bananen 
vergleichen! Die Frage im 
Wehrbericht, „Warum müs-
sen Baumaßnahmen für die 
Bundeswehr stets doppelt 
oder dreimal so lange dauern 
wie ziviles Bauen?“ kann 
nicht ernst gemeint sein.

Es stimmt, auch unsere Kolle-
ginnen und Kollegen verzwei-
feln das ein- oder andere Mal, 
dennoch müssen sie sich an 
Recht und Gesetz halten, das 
u. a. eben gerade im Deut-
schen Bundestag verabschie-
det wird. Der Blick von und 
auch nach außen schadet 
nicht, so lange keine voreili-
gen Schlüsse oder Handlun-
gen daraus gezogen werden 
und die Sachverhalte tatsäch-
lich identisch bzw. vergleich-
bar sind – dies ist selten der 
Fall.

<< Bereitstellung von 
Verpflegung

Ohne die Leistungen des Stu-
dierendenwerkes Berlin an-
zweifeln zu wollen, ist ein 
Vergleich mit der Verpfle-
gungsorganisation der Bundes-
wehr wenn überhaupt nur be-
dingt statthaft. Es ist nicht 
davon auszugehen, dass sich 
das Studierendenwerk Gedan-
ken darüber macht, ob Lebens-
mittel auch bei Temperaturen 
von 40 Grad überstehen, wo 
und wieviel „bottled water“ 
eingelagert werden muss und 
ob neben nationalen rechtli-
chen Vorgaben auch NATO-
Standards eingehalten werden.
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Und ob das Studierenden-
werk auch in der Lage gewe-
sen wäre, in der Hochzeit der 
Flüchtlingsströme mehrere 
Millionen Tagesrationen an 
Verpflegung an die Flüchtlin-
ge auszugeben, mag bezwei-
felt werden.

<< Kein Grund zur Panik?

Parallel zum Bericht des Wehr-
beauftragten veröffentlichten 
der Kölner Stadtanzeiger und 
andere Presseorgane ein Inter-
view mit dem Generalinspek-
teur der Bundeswehr, General 
Eberhard Zorn, mit der Über-
schrift „Es gibt keinen Anlass 
für Panik.“ Auch hier werden 
die Personalnot bei der Truppe 
und Ausrüstungsmängel an-
gesprochen, doch relativieren 
die Aussagen des Generalins-
pekteurs die Aussagen des 
Wehrberichts. Ja, es gibt Prob-
leme, aber man ist dennoch 
auf einem guten Weg.

Ähnlich hält es die Ministerin 
– auch Sie lässt nicht jede Kri-
tik zu – Bundesverteidigungs-
ministerin Ursula von der 
Leyen sieht die Bundeswehr 
trotz bestehender Mängel 
auf einem richtigen Weg. Die 
Fehler der letzten Jahrzehnte 
können nicht in kürzester Zeit 
rückgängig gemacht werden. 
Vom Abbau zum Aufbau, von 
der reinen Landes- und Bünd-
nisverteidigung hin zum In-
ternationalen Krisenmanage-
ment und den Auslandsein-
sätzen – das will erst einmal 
alles gestemmt werden.

Auch wenn es immer heißt, 
man soll nach vorne schauen, 
so schadet doch ab und zu 
auch nicht ein Blick auf Ver-
gangenes, denn nur so kann 
man aus Fehlern lernen und 
macht diese nicht noch einmal.

Viele der nun vorhandenen 
Probleme lassen sich auf 

Privatisierungen oder dem 
Outsourcing von Leistungen 
zurückführen – und nichts 
desto trotz müssen wir dem 
Wehrbeauftragten auch zu-
stimmen – vieles geht viel  
zu langsam. Hier sind alle 
gefordert – vom Mitarbeiter 
bis hin zum Abgeordneten. 
Die fortschreitende Bürokra-
tie ist kein bundeswehrspezi-
fisches Problem – es betrifft 
den gesamten öffentlichen 
Dienst! Jedoch darf man 
nicht die beschimpfen, die  
die Regeln befolgen, sondern 
die kritisieren, die die Regeln 
machen.

Was die Beschaffung anbe-
langt teilen wir die Meinung, 
dass die Verfahren überaus 
bürokratisch sind. Allerdings 
sind viele interne Vorschrif-
ten reiner Absicherungsmen-
taliät und Bereichsegoismen 
geschuldet. Von einer Füh-
rung erwarten wir tatsächli-

che Führung, kein Bedauern, 
Skandalisieren oder Misstrau-
en. „Die Beschaffung muss 
beschleunigt werden“, das ist 
uns zu wenig! Wer hat den 
Mut, die Verfahren zu ent-
flechten und Freiräume zu
zulassen? Die Verteidigungs- 
und Sicherheitsindustrie 
würde das nach eigenem Be-
kunden auch begrüßen, mehr 
Beschaffung bedeutet eben 
mehr Umsatz.

Und es hängt auch nicht im-
mer am Rüstungsamt, spielt 
doch auch hier die Wirtschaft 
eine maßgebliche und nicht 
immer beeinflussbare Rolle.

Der VBB bleibt hier bei seiner 
zitierten Meinung: eine Umor-
ganisation führt nicht zum ge-
wünschten Erfolg, vielmehr 
müssen die bekannten Prob-
lemfelder bearbeitet werden, 
die da wären: mangelndes 
Personal, ...�

Erstes Gespräch
Zwei Themen standen im Mittelpunkt eines ersten 
Gespräches des Bundesvorsitzenden des Verban-
des der Beamten der Bundeswehr e.V. (VBB), Wolf-
ram Kamm, mit der Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages, Frau Petra Nicolaisen, in Berlin.

Seit Jahren steht die Politik 
im Wort bei den Bundesbe-
amtinnen und Bundesbeam-
ten, die wöchentliche Arbeits-
zeit wieder an die der 
Tarifbeschäftigten anzuglei-
chen. Der vom VBB unter an-
derem auch an Frau Nicolai-
sen adressierte Brief mit der 
Bitte um Unterstützung des 
Verbandes bei diesem zentra-
len Thema war somit Anstoß 
für das geführte Gespräch. 
Obwohl Frau Nicolaisen aus 
terminlichen Gründen gehin-
dert war, an der öffentlichen 
Anhörung des Petitionsaus-
schusses des Deutschen Bun-
destages teilzunehmen, war 

sie aufgrund der gefertigten 
Protokolle inhaltlich „auf der 
Höhe der Zeit“. In ihrer Be-
wertung war erkennbar, dass 
auch sie eine Reduzierung der 
wöchentlichen Arbeitszeit für 
geboten hält. Hierfür wird sie 
sich in ihren weiteren Gesprä-
chen mit der politischen Lei-
tung des BMI wie auch im 
Parlament einsetzen.

Da Frau Nicolaisen in ihrer par-
lamentarischen Arbeit auch für 
Status- und Besoldungsfragen 
verantwortlich zeichnet, nutz-
te Wolfram Kamm die Gele-
genheit, Frau Nicolaisen das 
Positionspapier des VBB zur 

Weiterentwicklung des Besol-
dungsrechts zu überreichen.

Von besonderer Bedeutung 
ist für den VBB die Auswei-
tung/Anwendung des Perso-
nalbindungs- und Personal-
gewinnungszuschlages, die 
Wiedereinführung einer 
Technikerzulage für die Be-
amtinnen und Beamten des 
technischen Dienstes, eine 

Dynamisierung der Stellen-
zulagen sowie eine Refor-
mierung und damit verbun-
den eine bedeutende 
Erhöhung der Bezüge für 
Beamtinnen und Beamte im 
Vorbereitungsdienst.

Zu diesem Themenkomplex 
soll anlässlich eines weiteren 
Gespräches ein erneuter Mei-
nungsaustausch stattfinden.�
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Beihilfe: Im Gespräch mit dem Vizeprä
sidenten des BVA, Dr. Manfred Schmidt
Es ist schon eine neverendingstory – die Beihilfe-
bearbeitung – gerade bei den Pensionärinnen und 
Pensionären. Derzeit erreichen uns wieder etliche 
Anfragen, warum die Erstattung denn schon wie-
der so lange dauert.

Zeit, ein erneutes Gespräch mit 
dem Bundesverwaltungsamt, 
im konkreten mit dem Vizeprä-
sidenten Herrn Dr. Manfred 
Schmidt und Frau Anette 
Naumann zu führen. Herr Dr. 
Schmidt erläuterte sodann im 
persönlichen Gespräch mit 
dem Bundesvorsitzenden des 
VBB, Wolfram Kamm, dass die 
erheblichen Rückstände in der 
Beihilfebearbeitung neben den 
alljährlich hohen Antragszah-
len im Januar durch massive 
Störungen der IT in der Beihil-
febearbeitung des Bundesver-
waltungsamtes bedingt sind. 
Seit August 2018 hatte das 
Amt jeden Monat mindestens 
einmal einen über mehrere 
Tage dauernden Systemausfall. 
Alleine im Januar fiel das Sys-
tem in den ersten achtzehn Ar-
beitstagen an vier Tagen flä-
chendeckend und ganztägig 
aus. Dies konnte selbst durch 
Mehrarbeit – auch am Wo-

chenende – von den Kollegin-
nen und Kollegen nicht aufge-
fangen werden. Die Beihilfe- 
bearbeitung setzt ein funktio-
nierendes IT-Abrechnungs
system (ABBA/eBiV) voraus, 
welches jedoch in der Zustän-
digkeit des „Informationstech-
nikzentrums Bund“ (ITZBund) 
liegt. Das BVA hat – neben 
ständiger eskalierender Inter-
vention gegenüber dem 
ITZBund – zahlreiche organisa
torische sowie personelle 
Maßnahmen ergriffen, um die 
Ausfälle zu kompensieren.

Zu diesen ganzen Schwierig
keiten kommt noch die Um-
stellung der Pflegeleistungen 
sowie ein fehlender Personal-
aufwuchs trotz Aufgabenzu-
wachs hinzu.

Da zu erwarten ist, dass sich 
die IT-Problematik in naher 
Zukunft nicht bessert und die 

BVA mit dem bisherigen Sys-
tem (einfache Formularände-
rungen benötigen beispiels-
weise bis zu einem Jahr!) 
nicht zufrieden ist, ist beab-
sichtigt, mit komplett neuer 
Software an den Start zu ge-
hen. Hierzu wurde unter an-
derem das Leuchtturmpro-
jekt „Beihilfe.digital“ ins 
Leben gerufen.

Das Projekt hat sich die grund-
legende Modernisierung und 
Prozessoptimierung der Beihil-
febearbeitung vorgenommen. 
Gleichzeitig soll damit ein ent-
scheidender Beitrag zur digita-
len Zukunft des BVA geleistet 
und eine einheitliche digitale 
Beihilfebearbeitung ermöglicht 
werden.

Ziel ist die Entwicklung und 
der flächendeckende Einsatz 
eines ganzheitlichen Beihilfe-
abrechnungssystems, das so-
wohl den Anforderungen der 
Kunden nach einer zügigen, 
korrekten und unkomplizier-
ten Bearbeitung ihrer Anlie-
gen durch die Beihilfestelle als 
auch den Bedürfnissen der Be-
schäftigten gerecht wird. Es 
soll die medienbruchfreie und 

elektronische Aufgabenerledi-
gung von der Antragstellung 
bis zur Archivierung realisie-
ren. Hier ist der Einsatz eines 
Self-Service-Portals, der Bei-
hilfe-App, Einsatz einer stan-
dardisierten Beihilfesoftware 
und der elektronischen Akte 
vorgesehen.

Der Verband der Beamten der 
Bundeswehr e.V. wird diesen 
Prozess gewohnt konstruktiv 
aber auch kritisch begleiten, 
kann es doch nur besser wer-
den. Und dass es anders geht, 
zeigen die privaten Kranken-
versicherer mit entsprechen-
den Apps und Portalen seit ge-
raumer Zeit. Insofern begrüßt 
der VBB einen entsprechenden 
Wechsel.

Konkret bedeutet das nun:

Die BVA beabsichtigt bis März 
2019 die Beihilfe-App den akti-
ven Kolleginnen und Kollegen 
des Verteidigungsressorts frei-
zuschalten. Bis Sommer 2019 
sollen sodann alle die entspre-
chende APP nutzen können. Im 
Anschluss erfolgt die Indienst-
stellung des Self-Service-Por-
tals.�

VBB-Tagung für und mit den 
Sozialberatern/-innen in der Bundeswehr
Seit Januar 2017 beschäftigt den Verband der 
Beamten der Bundeswehr e.V. (VBB) das Thema 
Dotierung der Dienstposten der Sozialberater in 
der Bundeswehr, und auch wenn die Mühlen be-
kanntlich langsam mahlen, so ist es doch an der 
Zeit, auch hier Nachbesserungen vorzunehmen 
beziehungsweise das Dotierungsgefüge der 
tatsächlichen Aufgabenwahrnehmung entspre-
chend anzupassen.

Nicht umsonst entsteht bei 
den Kolleginnen und Kollegen 
so langsam der Eindruck, ver-
gessen worden zu sein. Nicht 
ganz zu Unrecht, betrachtet 
man die Anpassungen in ande-
ren Bereichen der Bundeswehr 
– mit – und auch ohne Organi-
sationsüberprüfung.

Es ist nicht nachvollziehbar, 
dass die, die ihren Job – so wie 
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er es verlangt – still und leise 
verrichten, bei Anpassungen 
und Verbesserungen im Dotie-
rungsgefüge aus dem Blickfeld 
der Amtsseite fallen.

Der Sozialdiensterlass aus dem 
Jahre 1983 stellte damals die 
besondere Bedeutung des So-
zialdienstes und der Sozialbe-
rater heraus – und dies gilt 
auch heute noch. Dennoch ist 
seitdem viel geschehen, hat 
die Bundeswehr sich doch be-
kanntlich verändert. Wie sagte 
ein Kollege auf der Tagung so 
schön, er hätte sich den Erlass 
einmal genau angeschaut – 15 
neue Aufgaben sind hinzuge-
kommen und nur zwei könne 
man von der Liste streichen. 
Dies muss sich auch im Dotie-
rungsgefüge widerspiegeln.

Dass der Sozialdienst mit sei-
nen Sozialberatern wertvoller 
und auch notwendiger denn je 
ist, machten die Kolleginnen 
und Kollegen vor Ort in Bonn 
deutlich. Und eigentlich sind 
sich darin auch alle einig – so 
das Ergebnis der VBB-Tagung in 
Bonn sowohl mit den Kollegin-
nen und Kollegen als auch mit 
den anwesenden Vertretern 
der Amtsseite.

Wichtig war für den VBB, alle 
einmal an einen Tisch zu brin-
gen – dienstlich Verantwortli-
che und Betroffene, um die 
endgültige Entscheidungsfin-
dung zu erleichtern. Dabei 
machten die Sozialberater/ 
-innen diesen Aufgabenzu-
wachs einmal mehr durch Dar-

stellung ihrer täglichen Arbeit 
deutlich und zeigten gleichzei-
tig auf, dass nicht jeder diesen 
Job tatsächlich auch machen 
kann. Man muss schon die in-
nere Bereitschaft mitbringen, 
um sich auf das Leid und die 
Sorgen und Nöte der Betroffe-
nen einzulassen. Vielfach ent-
stehen enge, dienstliche Bin-
dungen zwischen Klient und 
Sozialberater, die gerade bei 
Fällen von PTBS eine über Jahre 
fortdauernde Begleitung durch 
die selbe Person notwendig 
machen. Eignung und charak-
terliche Festigkeit sind unab-
dingbar. Kein Job für Berufsan-
fänger, so sagen alle unisono. 
Dienst nach Vorschrift mit ei-
ner geregelten Stundenzahl 
unmöglich, immer ansprechbar 
– auch am Wochenende. Man 
weiß nie, was das nächste Tele-
fonat oder der Besuch vor Ort 
ergibt. Sterbebegleitung oder 
das Organisieren von Rückfüh-
rungen, Begleitung von PTBS-
geschädigten Soldatinnen und 
Soldaten, Kolleginnen oder Kol-
legen, Hinterbliebene, et cete-
ra sind nur wenige Beispiele, 
die zeigen, dass jede Situation 
neu ist, trotz der jeweiligen 
Grundsituation und man nie 
von vorneherein weiß, was auf 
einen zukommt.

Und trotz und vielleicht auch 
gerade wegen dieser Aufga-
benvielfalt machen die Kolle-
ginnen und Kollegen ihren Job 
gerne. Umso unverständlicher 
ist es, dass bei fast allen Sozial-
beratern bei A  11 das Karrie-
reende erreicht ist. Zu Zeiten, 

als die Ortsdienststellen der 
damaligen Territorialen Wehr-
verwaltung noch als Standort-
verwaltung bezeichnet wur-
den, bildete der Sozialdienst 
ein eigenständiges Sachgebiet 
(V) mit einem Sachgebietslei-
ter – also eine Führungsver-
wendung. Möchte man heute 
selber beruflich weiterkom-
men, so bleibt derzeit eigent-
lich nur, sich wegzubewerben 
– gegebenenfalls weg vom So-
zialdienst, auf irgendeine – 
und dies ist nicht despektier-
lich gemeint – andere A 12- 
Stelle. Damit ist jedoch keinem 
geholfen – weder dem Kolle-
gen oder der Kollegin, der/die 
seinen/ihren Job gerne macht, 
noch demjenigen, der sich dem 
Sozialberater anvertraut hat 
und sich in der Betreuung be-
findet und erst recht nicht der 
Amtsseite, die dem Fürsorge-
gedanken Rechnung tragen 
muss.

In Zeiten, wo der Begriff „Fach-
karriere“ Einzug in die Perso-
nalentwicklungskonzeption 
(PE) gefunden hat, wo von At-
traktivität gesprochen wird, 

wo es ein originäres Interesse 
des Dienstherrn geben sollte, 
den Fürsorgegedanken umzu-
setzen – und dies hier gleich in 
zweierlei Hinsicht, stellt sich 
für den Verband die Frage, 
wenn nicht jetzt, wann dann 
und wenn nicht im Bereich des 
Sozialdienstes, wo dann?

Der Verband der Beamten der 
Bundeswehr e.V. (VBB) hat die 
letzten zwei Jahre viele Ge-
spräche geführt und auf die 
unterschiedlichen Problemati-
ken hingewiesen beziehungs-
weise die Amtsseite entspre-
chend sensibilisiert. Jetzt ist es 
an der Zeit, auch den letzten 
Schritt zu gehen – für einen 
Sozialdienst, der zukunftsori-
entiert ausgerichtet ist, für die 
Kolleginnen und Kollegen Sozi-
alberater, die sich tagtäglich 
für die Menschen in der Bun-
deswehr einsetzen. Dies kann 
nach Auffassung des Verban-
des der Beamten der Bundes-
wehr nur im Vorgriff auf eine 
Gesamtbetrachtung des Sozi-
aldienstes durch eine flächen-
deckende Bündelung der 
Dienstposten der Sozialberater 
nach A 11/12 erreicht werden. 
Diese Forderung hatte der VBB 
auf Nachfrage auch Sts Gerd 
Hoofe im letzten Gespräch am 
20. Dezember 2018 übermit-
telt.  

Und natürlich hat der VBB in 
diesem Zusammenhang die 
Situation bei den Kolleginnen 
und Kollegen Sozialarbeiter 
ebenso auf seiner Agenda. In 
einem zweiten Schritt werden 
wir uns auch in diesem Bereich 
mit gleichem Engagement für 
eine verbesserte berufliche Si-
tuation einsetzen.�
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